
Im klinischen Be-
handlungsalltag [1]
und besonders im
Rahmen der psychi-
atrischen Versorgung
[2] kommen aggres-
sive Handlungen von
Patienten gegenüber
Mitarbeitern und
Personal trotz prä-
diktiver Einschät-
zung [3] und deeska-

lierender Bemühungen immer wieder
vor. Hervorzuheben ist, dass es sich bei
der Festsetzung des angemessenen Um-
gangs mit aggressiven Verhaltensweisen
von Patienten immer um die Einschät-
zung im jeweiligen Einzelfall und zum je-
weiligen Indexzeitpunkt handelt; inso-
fern sind generalisierende Invariantenbil-
dungen nicht angemessen.

Täteraspekte
Es ist zunächst die Unterscheidung ag-
gressiven Verhaltens als Ausdruck krank-
haft enthemmter, nicht mehr kontrollier-
barer innerer Dynamik von instrumentel-
len, oft operant konditionierten bewusst-
seinsnahen aggressiven Verhaltensweisen
zur Vorteilserwirkung bei dissozial-krimi-
neller Sozialisation zu berücksichtigen [4].
Darüber hinaus sollten der Schweregrad
und die Wiederholungsprognose tätlicher
aggressiver Handlungen in die Beurtei-
lung der angemessenen Reaktion ein-
fließen: es ist ein gut belegtes Ergebnis
der Aggressionsforschung, dass häufig
von wenigen Patienten wiederholt began-
gene aggressive tätliche Zwischenfälle
wie Sachbeschädigungen oder Körperver-
letzungen geringerer Schweregrade auf-
treten, aber vergleichsweise selten Ag-
gressionshandlungen höherer Schwere-
grade [2]. Eine derartige Betrachtungs-
weise ermöglicht das Feststellen der psy-
chiatrischen Voraussetzungen zur Ein-
schätzung einerseits der Deliktsunfähig-
keit im zivilrechtlichen (§827 BGB) und
andererseits der Einsichts- und/oder

Steuerungsunfähigkeit sowie der Ein-
schätzung der Prognose (§§20, 63 StGB)
im strafrechtlichen Bereich. Ohne Initiie-
rung eines Gerichtsverfahrens wird mit
der Beurteilung der aggressiven Handlung
in einer Weise umgegangen, die den Prin-
zipien einer Begutachtung in einem zivil-
oder strafrechtlichen Verfahren ent-
spricht. Ist der Schweregrad der Gewalt-
handlung bei stationären Behandlungen
eher niedrig und liegen die psychiatri-
schen Voraussetzungen zu einer der er-
wähnten gesetzlichen Vorschriften (An-
nahme der Deliktsunfähigkeit, Einsichts-
und/oder Steuerungsunfähigkeit) vor,
wäre besser auf eine Strafanzeige zu ver-
zichten, da diese die „Forensifizierung“
allgemeinpsychiatrischer Patienten för-
dern könnte, die therapeutische Bezie-
hung gefährden und somit einen Wider-
spruch zum Behandlungsauftrag darstel-
len würde [5, 6]. Die erforderliche Ausei-
nandersetzung mit dem nicht regelkon-
formen Verhalten und eine Spiegelung
der Realität kann durch therapeutisch
moderierte Täter-Opfer-Gespräche, für
welche Körperverletzungsdelikte aus ju-
ristischer Sicht als besonders geeignete
Deliktformen gelten (im Sinne der kogni-
tiv-emotionalen Aufarbeitungsphase bei
Täter-Opfer-Ausgleich), unterstützt wer-
den – nicht selten kommt es zu echtem
Bedauern und zu einer Beziehungsklä-
rung im Rahmen von ernst gemeinten
Entschuldigungen [7]. Die Externalisie-
rung an eine außerhalb der Institution lie-
gende „Gewissensinstanz“ wäre für diese
therapeutisch wichtigen Vorgänge hin-
derlich. Demgegenüber kann bei schwe-
ren tätlichen Angriffen oder nur vermin-
derter Kontrollierbarkeit der aggressiven
Enthemmung oder einer Überlagerung
krankhaft enthemmter Dynamik mit kri-
minell-dissozialer Sozialisation und in-
strumentell eingesetzter Aggressivität
eine andere Handhabung im Sinne eines
Anzeigens die angemessenere Möglich-
keit darstellen.

Opferaspekte
Es bleibt jedem Angegriffenen überlassen,
Strafanzeige zu stellen, um eine Klärung
in einem rechtsstaatlich nachprüfbaren
Verfahren herbeizuführen. Damit wird
deutlich gemacht, dass es einen rechts-
freien Raum in psychiatrischen Institutio-
nen nicht gibt [8, 9]. Allerdings stellte der
BGH in einem Urteil von 1998 fest, „dass
eine Unterbringung nach §63 StGB in der
Regel nicht infrage kommt, wenn der Be-
schuldigte die krankheitstypischen und
krankheitsbedingten Anlasstaten … im
Rahmen einer zivilrechtlichen Unterbrin-
gung begangen hat und Tatopfer die An-
gehörigen des Pflegepersonals (und ande-
rer Berufsgruppen [Erg. d. Verf.]) sind, de-
nen seine, ihn und die Allgemeinheit
schützende Betreuung obliegt“ [10]. Bei
einer in unserer Klinik durchgeführten Er-
hebung an 494 Akutaufnahmen sahen wir
5 (ca. 1%) ernsthafte Übergriffe, die zu
verletzungsbedingter Vorstellung der Mit-
arbeiter in der unfallchirurgischen Ambu-
lanz unseres Klinikums führten und z.T.
psychische Irritationen nach sich zogen.
Es handelte sich im Einzelnen um eine
Patientin mit schwerer Alkoholintoxika-
tion (3,2‰), einen Patienten mit ausge-
prägtem Alkoholentzugsdelir, einen Pa-
tienten mit ängstlich-angespannter
Pfropfpsychose (paranoid-halluzinatori-
sches Syndrom bei leichter Intelligenz-
minderung) sowie 2 Patienten mit hoch-
floriden paranoid-halluzinatorischen
schizophrenen Psychosen. Zusätzlich er-
eigneten sich 41 leichte tätliche Angriffe
auf Mitarbeiter und Mitpatienten sowie
38 Sachbeschädigungen. Der Anteil
schwererer Übergriffe an allen registrier-
ten tätlich aggressiven Handlungen lag so-
mit bei ca. 6% (5/84). Dabei war die Wahr-
scheinlichkeit für ernsthafte Übergriffe ca.
15-fach höher, wenn die Patienten unter-
gebracht waren (1/384 bei freiwilliger Be-
handlung, 4/105 bei Unterbringung; Odds
Ratio 14,629). Wiewir an eigenen Vorgän-
gen, bei denen angegriffene Mitarbeiter
Anzeige erstattet hatten, sehen konnten,
führte die Einstellung des Strafverfahrens
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aus den im BGH-Urteil genannten Grün-
den zur Verstärkung des Ohnmachterle-
bens der betroffenen Mitarbeiter mit kon-
sekutiver Demotivierung und Wünschen,
in somatische Bereiche zu wechseln, trotz
intensiver und zeitnaher Aufarbeitung des
Geschehenen in Teambesprechungen und
Supervisionen sowie trotz der in den be-
sonderes gefährdeten psychiatrischen
Arbeitsbereichen gezahlten Gefahrenzu-
lagen. Demzufolge sollte zunächst das
„Problem eines faktisch eingeschränkten
Rechtsschutzes gerade für Klinikmitarbei-
ter“ juristisch gelöst werden, bevor durch
Strafanzeigen gegen Patienten „eine gülti-
ge soziale Norm gegen Gewalt und der be-
rechtigte Anspruch vom Beschäftigten auf
Schutz vor Gewalt signalisiert“ wird, de-
ren Ziele jedoch aufgrund höchstrichterli-
cher Rechtsprechung im jeweiligen Ver-
fahren vor Ort nicht zum Tragen kommen
und damit die rechtsstaatlich angestrebte
Anerkennung geschehenen Unrechts für
die besonders belasteten Mitarbeiter psy-
chiatrischer Kliniken unterbleibt [11].

Fazit
Zusammenfassend kann gesagt werden,
dass nach Meinung des Autors eine kate-
goriale Betrachtung einer immer befür-
wortenden bzw. immer ablehnenden Hal-
tung gegenüber dem Initiieren einer An-
zeige bei sich aggressiv verhaltenden Pa-
tienten der Komplexität der jeweils beste-
henden Einzelfallproblematik nicht ge-

recht wird. Vielmehr sollte eine gründli-
che Abwägung beider Alternativen unter
Berücksichtigung der bei der Gutachten-
erstellung im zivil- oder strafrechtlichen
Bereich geltenden Maßstäbe gepflegt
werden unter Berücksichtigung der aus
der Einstellung von juristischen Verfahren
resultierenden, oft demotivierenden Kon-
sequenzen für die angegriffenen Mitar-
beiter. Wenn diese Güterabwägung sorg-
fältig vorgenommen wird, kann das Initi-
ieren einer Anzeige auf eine Minderzahl
besonders schwerwiegender, instrumen-
tell-bewusstseinsnah oder sogar bewusst
motivierter Vorfälle begrenzt bleiben.
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